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Einleitung. 

Erläutepunsr der Aufgabe. 

Iniieiii voi-lie^'eiule Arl)Pit untersuchen und fesl.sleileii 
will, wie bei ürenzveränderungen und Grenzfeststellungen 
des Deutschen Reiches und der deutschen Einzelstaaten 
zu verfahren ist, muss sie bei der grossen Zahl und Ver- 
schiedenartigkeit der denkbaren Einzelfälle in erster Linie 
darauf bedacht sein, durch Gewinnung übergeordneter 
Gesichtspunkte eme systematische Danstellung zu er- 
möglichen, innerhalb der dann die Einzelfälle ihre juristische 
Subsunitiun linden werden. 

Durch das Thema selbst ist auf zwei mchüge, von 
einander zu scheidende Ciruppen liingewiesen : 

a) Grenzveränderungen und b) Grenzfeststeliungen, von 
denen jede wieder zerfällt in Grenzveränderungen, bezw. 
Grenzfeststellungen gegen das Ausland und solche der 
Bundesstaaten untereinander. 

In dem ersten Abschnitt haben wir unter dem über 
Grenzveränderungen gegenüber dem Ausland handelnden, 
wiehtigsten ersten Unterabschnitt in einem besonderen 
Kapitel die Bedingungen der Grenzverändermigen duich 
Ausscheiden eines ganzen Gliedstaates aus dem Reichs- 
verbande oder durch Hinzutritt eines neuen Staates zu 
untersuchen, weil hier prinzipielle, die Reichs- und Einzel- 
staatsnatur betreffende Fragen erörtert werden müssen, 
deren Beantwortung für die ganzen ferneren Unter- 
j. 1 
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suchun*ieii von triuiulleLviider Bedeutung ist. Daran 
schliefst sicii im zweiten Kapitel die Darstollun«:; ül)tT 
das Ausscheiden und den Erwerb von nicht st'ib^tändi<iHni 
Gebiet an, von Gebiet, das sich in seinem Umfange niclit 
mit dem eines Staates deckt, woljoi daim wieder, unter 
gesonderter Behandlung des Verlustes von Staatsgebiet 
und des Erwerbes von solchem, der Erwerb, bzw. der 
Verlast von Staatsgebiet seitens des Beiches und seitens 
der Einzelstaaten getrennt zur Darstellung kommen muss. 
hii zweiten, über Grenzveränderungen der Kinzelstaaten 
untereinander handelnden Unterabschnitt, wird ziuiächst 
wieder in einem ersten Kapitel darüber die Rede sein, 
inwieweit und in welcher Weise ein Gliedstaat zu gunsten 
eines anderen auf seine staatliche Existenz veizichten, 
sowie, ob er sich in zwei oder mehr Staaten zerlegen 
kann. Das zweite Kapitel hat sodann festzustellen, wie 
durch teilweise Gebieteabtretungen der Einzelstaaten unter- 
einander Grenzverschielnuigen stattfinden kikmen. 

Dem ersten, über Grenzveränderungen handelnden 
Abschnitt entspricht der zweite, betreffend die Voraus- 
setzungen und Formen der Grenzfeststellungen. Für diesen 
zweiten Abschnitt bleibt das im ersten herrschende Ein- 
teilungspiinzip insofern massgebend, als auch hier die 
Feststellungen der Aussengrenzen des Deutsehen Reiches 
von denen der Innengrenzen geschieden werden. Inner- 
halb der einzelnen Gruppen wird dagegen die Unter- 
scheidung von konstitutiven und deklaratorischen Grenz- 
feststellungen der K;i]»iteleiiiteUung zu gründe gelegt werden. 

Dem eigentlichen Therna wird eine kurze historische 
Einführung vorangehen, und den Öchluss der Arbeit soll 
eine Zusammenstellung der gewonnenen Resultate bilden. 
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§2. 

Ctosehiehtliehes über GFenzverändmuigreii und 

Grenzfeststellungen. 

Zu der Zeit als man in Deutschland noch auf dem 
Standpunkt der Patrimonialitat der Krone stand, lag die 
Entscheidung über eine Veränderung oder Feststellung des 
Staatsgebietes gnindsätadich in den Händen des Landes-- 

heim. Dieser war nur bei Veräusserungen von reichs- 
lehübareii Territorien an die Zustimmung des Kaisers 
jir'bunden und bei allodialem Gebiet bt'stand eine Be- 
schränkung nur insoweit, als kein zum Reiche gehüriLres 
Gebiet ihm gegen seinen Willen entfremdet werden konnte, 
sei es nun durch Abtretung an einen fremden Staat, oder 
durdi blosse Entfernung aus dem Keichsverbande unter 
Beibehaltung der einzelstaatlichen Herrschaft Diese privat- 
rechtliche Auffassung der Gebietshoheit zeigte sich femer 
darin, dass die Hausgesetze \'erfQgungen über Landes- 
gebiet durch den jeweiligen Herrscher vielfach von einer 
Genehmigmig der „nächsten Erben*' , der Agnaten oder 
sonstigen Successionsberechtigten abhängig machten. Nur 
in den Territorien, in welchen Landstände zu einer grösseren 
Bedeutung gelangten, finden wir des öfteren eine Mit- 
wirkung derselben bei Gebietsveräusserungen , obgleich 
auch hier die rechtliche Notwendigkeit ihrer Zustimmung 
sehr bestritten war.') 

Erst als um die Wende des 18. Jahrhunderts, mit dem 
l^chwinden der Ansieiit von der Patrimonialitat der Krone, 
sich unter dem Einflüsse der damaligen Rechts- und 
Staatsphilosophie die Ansichten über das Wesen des 
Staates mehr und mehr läuterten, ging man auch zu der 
Anschauung über, dass der Gebietshestand eines Staates 
nicht durch willkürliche Veräusserungshandlungen, also 

^) Zachaiiae: Bd. U, S. 602-607. 
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auch (ireiizN eräiulerun^eii. -f'it*Mis des jeweiligen Hetzenteii 
verringert werden dürfe, indem das Staatsj^ebiet unteilbar 
und unv^eräusserlich sei. Diesf^s Prinzip fand zuerst ge- 
setzliche Anerkennung in der Verfassung der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika aus dem Jahre 1776; die fran- 
zösische Konstitution von 1791 folgte ihr dann, und aus 
letzterer übertrug sich der Grundsatz in die Verfassungen 
der meisten eiiropfiisfhen Kontinentalstaaten.') Von den 
deutschen Staaten sagt z. B. die Bayerische Verfassung 
Titel III, § 1 : ..Der ganze Umfang der Monarchie bildet 
eine einziize unteilbare, unveränsserliehe Gesamtmasse:'* 
und die Sächsische Verfassungsurkuude§ 2: „Kein Bestandteil 
des Königreichs kann ohne Zustimmung der Stande auf 
irgend eine Weise veraussert werden/* In Fteussen trat 
der Grundsatz, während noch unter Friedrich Wilhelm III. 
eine Reihe von selbständigen Gehietsveränderungen statt- 
gefunden, durcii Art. 2 der Verfassungsurkunde vom 
31. Januar 1850 ins Leben, indem von nun an derartige 
Modifikationen im Gebiets bestände des preussischen Staates 
nicht mehr im einfachen Verwaltungswege, sondern „durch 
ein Gesetz'* zu erfolgen haben. 

Wie diese Verhältnisse heute im deutschen Reiche 
liegen, wird sich aus der folgenden Behandlung unseres 
Themas ergeben. . 



») ötoork, Option und Plebiscit, S. 2:1 
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Erster Abschnitt 

Grenz Veränderungen. 

Erster Unterabechnitt. 

Grenzveranderanoen gegenflber dem Ausland. 

1. Kapitel. 

AttSBehelden eines Einzelstaates aus dem Reich und 

Hinzutreten eines neuen. 

§ 3. 

a) Ausscheiden eiueii li^mxelstaate«. 

Eine Veiänderang der Heichsgrenzen, also eine Ver- 
änderung der Grenzen gegenüber dem Ausland, ist zunächst 
denkbar durch Ausscheiden eines Einzelstaates aus dem 

Reiehs\erbande. Dass solch ein Aubsclieidcji durch ein- 
seitigen Austritt eines Gliedstaates nicht eriulgen l^ann, 
ist nnbcKtiiuen. indem liierzu auf jeden Fall durch die 
kompetenten Keichsorgane ein den Artikel i der Keiehs- 
verfassung abänderndes Reichsgesetz ergehen müsste. Eine 
Umgehung dieses Gebots stellt sich als Verfassungsbruch 
dar, wogegen das Reich auf Grund des Artikel 19 der 
Reichsveifassung im Wege der Reichsexekution reagieren 
würde. 

Lebhafter Streit erhebt sich aber hiusichtlich der Frage, 
ob die Keichsgewalt einen Einzelstaat auszusciüiesseu 
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imstande sei, oder ol) dazu Ein\villi«ziiii<z des betroffenen 
Staates oder gar Zustimmung aller Mitglieder erforderlich 
sei. Die Ansicht, dass das Reich, bezw. die gesetzgebenden 
Faktoren des Reichs einen Gliedstaat nur mit seiner Zu- 
stimmung ausschliessen könne, wird hauptsächlich von 
Georg Meyer*) im Anschluss an B ähr vertreten. Der- 
selbe stütst sich dabei auf die Eingangsworte zur Relchs- 
verfassung: ,,Seine Majestät der Kihiig von Preussea im 
Kamen des Norddeutschen Bundes. Seine Majestät der 
König von Hävern, Seine Majestät der König von Württem- 
berg. Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von Baden 
und Seine Könighche Hoheit der Grossherzog von Hessen 
und bei Rhein für die südlich vom Main belegenen Teile 
des Grossherzogtums Hessen^ schliessen einen ewigen Bund 
zum Schutze des Bundesgebietes und des inneriialb des- 
selben gültigen Rechtes, sowie znr Pflege der Wohlfahrt 
des deutschen Volkes. Dieser Bund wird den Namen 
Deutsches Beich führen und wird nachstehende \'erias.>ung 
haben.'' Indem er in diesen Worten einen ,,die Grundlage 
der Verfassung bildenden Vertrag'' erbÜckt, während die 
,,eigentliche*' Verfassung, „das Grundgesetz des Deutschen 
Reiches/^ erst mit Artikel ] selbst beginne, hält er eine 
Abänderung des Letzteren nach Massgabe des Artikel 78^ 
ftur zulässig, während er jene vertragsmässigen Grundlagen 
diesem Artikel gegenüber für sakrosankt erklärt. Zu den 
vertragsmässigen Grundlagen zrihlt er: 1. die Existenz 
der einzelnen Staaten mI'^ (Glieder des Rundes, 2. das Be- 
stehen eines Bundesverhältnisses unter diesen Staaten, 
3. die vertragsmässigen Zwecke, für welche das Bundes- 
verhältnis geschlossen ist Jeder Einzelstaat habe also 
grundsätzlich ein Recht auf Existenz, an das die Reichs- 
gewalt nicht rubren dürfe. 



') Meyer, Sta<it.sr. 531; Ders. StaAtt^r. Erörteruugeii 8.65. 
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Die Aufstellung einer derartigen vertra^^sniässigcu 
Begrenzung der Reichsgewalt stützt Meyer im Auschluss 
an Bahr') auf die Aimahme, da^s jenen Einizangs- 
Worten zur Reichsverfassung dispoBitive Kraft beizu- 
legen seL Demgegenüber hat Haenel*) nachgewiesen, dass 
der erste Satz des Eingangs nur j^enuntiativ^^ und unge- 
eignet sei, den Inhalt ,,einer Disposition^' zu bilden. 
Denn, wenn man durch die eingangs bezeichneten Bundes- 
zwecke die „obersten und letzten reditiit Ii erlaubten und 
rtM-htlich getjetzten Zielpunkte'' des Deulsciien Heitiies 
habe sta,tuieren wollen, so kömie dies entweder nur in 
dem Sinne geschehen sein, dass man dadurch eine „aktuelle 
Kompetenz^' des Bundes habe begründen wollen, oder dass 
man den im Artikel 78 vorgesehenen Verfassungsänderungen 
„eine bestimmte rechtliche Grenze ziehen und damit der 
Kompetenz der Einzelstaaten einen wirksamen Schutz 
gegenüber der Kompetenz des Rundes zu Vcrfassungs- 
üuderuugen'* habe ziehen wollen. Bei Annahme der 
aktueUen Kompetenz erschienen die einzelnen Kompetenzen 
des Artikel 4 der Reichsverfassung nur als Beispiele, die 
im einfachen Wege der Gesetzgebung und „bis zur Weite 
der Kompetenzvorschrift des Eingangs^' ausgedehnt werden 
könnten. Damit werde aber Artikel 4 und Artikel 78 
ihre zwischen Reich und Eüizelstaat kompetenzverteilende 
Bedeutung genommen, was der Absicht widerspräche, 
„welche bei Entstehung des Artikel 4 und bei der Hand- 
habung desselben von allen beteiligten FaktortMi offen- 
kundig gehegt worden sei." Aber auch die Stellung einer 
die Kompetenz-Kompetenz des Artikel 78 beschränkenden 
Vorschrift komme den einleitenden Worten nicht zu, da 
sie dafür nicht nur ungeeignet» sondern geradezu wider- 
sprechend seien. Fasse man sie als Vorschrift auf, so 



') Bälu , in den Freust. Jahrh., Bd. XW!!!. S. 72- 81. 
-) Haeuel, Vertragsmüssige Elemente, S. 1)3—1 Ü4. 
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sei ihr Inhalt so weit, dass sie nicht eine Begrenzung, 
sondern eine ,,Anwei6ung aui die Herstellung des deutschen 
EiaheitsstaateB im verfassungsmässigen Wege enthalten/' 
Die Worte: „zum Schutze des Bundesgebietes und des 
innerhalb desselben gültigen Rechtes, sowie zur Pflege 
der Wohlfahrt des deutschen Volkes" seien übrigens nichts 
anderes als die herkömmliche Formel für die Feststellung 
des aUgeuieinen Staatszweckes: „Rechtsschutz und Förderung 
der Wohlfahrt." Die Eingangsworte der Verfassung sind 
daher iedighch ..enimtiativ''. Warum Haeuel zwischen 
dem ersten und dem zweiten Satze in dieser Hinsicht 
einen Unterschied für begründet findet, ist nicht zu er- 
sehen; doch hat diese Frage für vorliegende Untersuchung 
keine Bedeutung. 

Meyer erklärt nun,*) dass, wer das Vorhandensein 
^ ertragsmässiger Grundlagen leugne, der Reichsge\v;ilt 
konsequeiiterAveise die Befugnis zusprechen müsse, durch 
Abänderung des Artikels 1 der Kcichsverfassung die Existenz 
der Einzelstaaten aufzuheben; eine solche Befugnis dem 
Reiche einzuräumen sei aber wohl kaum die Absicht seiner 
Begründer gewesen. Allerdings haben Haenel,^) J ellin ek,*) 
Bansi^) bedauerlicherweise diesen Schluss gezogen; doch 
hegt es auf der Hand, dass ein derartiges Ergebnis durch- 
aus unbefriedigend ist, und so sind denn auch aus den 
Reüien der Leugner der vertragsmässigen Elemente \ er- 
schiedene Versnehe gt-inaeht worden, die einzelstaatliche 
Existenz diesem iua vüae ac necis der Keichsgewalt zu 
entziehen. 

von Mohl^) sagt in der Hinsicht: „Auch kann eine 
1) Meyer, Staatsr., S. 530 Anm. 10. 

^ Haenel, Vert. Elm. S. 177. Deutsches Staatsrecht Bd. I, 

S. 779-792. 

.lelliiiek, Lehre von den StaatenverbinduDgen S. 304. 
') B a n s i, i. d. Annalen 1898, r>H4. 
'*) von Mohl, Deutsch. Staatär., S. 11. 
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Yerfassuü^säiuleruug iikht so weit ^jehen. Nicht /wnr 
aus dem [von Meyer] ganz willkürlich angeiioinmeneD 
Grunde, dass sich das Recht zu Äuderuugen uicht auf 
den Eingang der Verfassungsurkunde, sondern mir auf 
deren Inhalt beziehe, viehnehr weil es dem Wesen des 
Reiches zuwider, also logisch und rechtlich unzulässig isi'^ 
Trotz abweichender Änsidit in dieser Fra^ge haben wir 
nun nicht den Eindruck gehabt dass sich Meyer durch 
die Aiiiiahine vertragsmässiger Elemente einer WUl- 
kürlichkeit schuldig gemnoht hat. Dagegen scheint sich 
von Mohl in einen Widerspruch verwickelt zu haben, 
wenn er auf derselben Seite, auf welcher er Georg Meyer 
jenen Vorwurf macht, aus „der vertragsmässigen Ewig- 
keit des Bundes*^ folgert, dass ein Mitglied nicht gegen 
seinen Willen ausgeschieden werden kann, von Mohl 
kann diese „vertragsmässige Ewijs^eit" doch auch nur 
auf jene Eingangsworte stützen: aus dem Wesen des 
Deutschen Reiches etwas ,.Vcj'tragsmHssiges" herzu- 
leiten, ist log^isch iiiimofrUch. Daher muss er zii«,febeu, 
dass der Eingang durch Artikel 78 der \rerfassung nicht 
berührt werden darf, dass also, um seine eigenen W^orte 
zu gebrauchen, „sich das Recht zu Änderungen nicht auf 
den Eingang der Verfassungs- Urkunde bezieht/* Und 
diesen Satss, den man aus seiner eigenen „Behauptung* , 
nämlich der Behauptung der „vertragsmässigen Ewigkeit" 
des Bundes, .schliessen muss. nennt er bei Meyer will- 
kürlich. 

Was femer die Behauptung angeht, dass ein Aus- 
scheiden eines Einzelstaates gegen seinen Willen „dem 
Wesen des Reiches zuwider" sei, so zeigt sie zwar, dass 
von Mohl die Unbilligkeit eines derartigen Vorganges richtig 
empfunden hat, entbehrt aher einer juristischen Begründung. 
Letzteres gilt auch von der Berufung von Rönnes*) 



) von Rönne, Staatsr. Bd. 1, S. 47. 
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aiif (lie Ewigkeit des Bundes. Doch stellt von Könne 
w eniiistens für den Kall, dass ..man auch diese Betrrüudung 
nicht zidasse." dit' ixewi.sscrniuösea subsidiäre Rehauptimg 
auf, dass die Ausschliessung eines Staates aus dem Bunde 
wider seinen Willen im Wege der Verfassungsänderung 
um deswillen „rechtlich unstatthaft sei, weil die ganze 
Organisation des Reiches in erster Linie den Zwedc habe, 
die samiJichen Einzebtaaten zu einem Ganzen zu ver- 
binden, und weü die Ausstossung einzelner Bestandteile 
des im Artikel 1 l)eschriebeneu Bundesgebietes (huch l)losse 
Abäuderuu«: des Artikel 1 der Verfassung keinesweL^s eine 
blosse Verfassunizsänderung, sondern eine Auflösung des 
bestebeudeu Verhältnisses sei, welche «ils Verfassungsbruch 
zu erachten sein würde. * Die Erwägung, dass das Reich 
den Zweck habe, die Einzelstaaten zu einem Ganzen zu 
verbinden, ist zu allgemein und so wenig aus der Ver- 
fassung selbst begründet, dass man in ihr keinen Gegenbeweis 
gegen die streng juristische Argumentation Haenels er- 
blicken kann. Und die Berufung darauf, dass die Ausstossung 
eines Mitiilieds ^^egen seuien Willen ein Verfassunusbruch 
sei. ist ein Zirkelbeweis, da die Verfassungswidrigkeit ja 
gerade bewiesen werden solL 

Eine zweite, von Zorn') aufgestellte Ansicht, geht 
dahin, dass ein Ausscheiden eines Einzelstaates um des- 
willen nicht möglich sei, weil darin der Wegfall eines 
..(rliedes der Bundeskette.*' eines. .Teiles desjenigen faktischen 
Substrates" liege, auf welchem der deutsche Staat be- 
gründet worden sei und noch fortwährend beruhe. ,.Solcher 
Wegfall müsse in logischer Konsequenz als faktische 
Losung des bisher bestandenen Bundes aufgefasst werden, 
imd es bedürfe somit in diesem Falle eines neuen Willens- 
aktes der Bundesglieder zur Erneuerung bezw. Modifikation 
des faktisch gelösten Verhältnisses.*' Gegen diese Be- 



') Zorn, Staat-^r., Bd. I, 8.00. 
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rufung Zorns auf faktische Voraussetzungen des Hundes 
macht Meyer^) den berechtigten Einwand, dass faktisdie 
Voraussetzungen für die Gesetzgebung keine rechtliche 
Schranke sei. Nachdem in Erfülhing der ursprünglichen. 
Vt?rträge der Buudesglieder die Keichsverfassnng einmal 
ins Leben getreten, kann mu* aus ihr unmittelbar geschlossen 
werden, was ihr widerspricht^ was also verfassungwidrig 
ist Auch hier muss aus der Verfassung selbst bewiesen 
werden, ob ein Einzelstaat gegen seinen Willen aus dem 
Reichsverbande ausgeschlossen werden kann. Ist dieser 
Beweis nicht möglich, so behält Haenel recht. 

La band-) argumentiert daher insoweit richtig, als er 
die Widerrechtlichkeit der Ausstossung eines Eüiizelstaates 
aus der prinzipiellen Grleichberechtigung aUer AiitgUeder 
schliessen will, welchen Grundsatz er nickt nur aus all- 
gemeinen Erörterungen über das Wesen des Bundesstaates 
deduziert, sondern auch aus der Verfassung selbst herleitet, 
indem er darthut.''') wie dieses Prinzip, weini aueh nicht 
allgemein ausgesprochen, so doch überall tUu ehgeführt. sei. 
Vor allem weist er auf Artikel 58 und Artikel 70 der 
Verfassung hin, worin die Gleichberechtigung hinsichÜich 
der Kosten und Lasten des Kriegswesens, sowie hinsicht- 
lich der Verteilung der Matrikularbeiträge den deutlichsten 
Ausdruck gefunden. Doch können wir bei aller Aberkennung 
des Grunidsatzes der Gleichberechtigung demselben nur 
eine Reehtsbestandigkeit secundum und praeter legem, nicht 
contra legem zuerkennen. Die \'ersehiedene Stimmkraft im 
Hundesrat. die Anerkennung von Heservatrechten einzelner 
Staaten durch die Verfassung ist auch eine ungleiche 
Behandlung, aber eine sohhe. die durch die Verfassung 
selbst bedingt ist und sich daher als eine gesetzmässige 
Durchbrechung des Prinzipes darstellt. Wenn also Haenel 

') Mever, Staatsr., S. ."»ai. Ainu. 
-) LalHUid, Staatsr., 4. Aull., Bd. I. S. 117. 
La Ii and, St^iatsr., 4. Aufl., Ud. I S. 105. 
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aus der Reichsvezfassimg selbst für die Reiehsgewalt das 
Recht herleitet, einen Gliedstaat aus dem Verbände aus- 
zuschliessen, also ihn nach Lab and ungleich zu behandeln, 
so kann man sich demgegenüber nicht auf ein allgemeines 

Priiizil) stützen, weil man es eben mit einer gesetzlichen 
Ausnahme davon zu thun hat. Übrigens ist es aurh noch 
zweifelhaft, ob in dem unfreiwilHgen Ausscheiden eine 
Verletzung des Pnnzips der CHeic hberechtigung zu erblicken 
ist Denn, wenn für sämtliche Einzelstaaten mit Aus- 
nahme von Preussen, welches durch seine Stimmenzahl 
eine Verfassungsänderung überhaupt hintertreiben kann, 
die rechtlidie Möglichkeit besteht ausgeschieden zu werden, 
so befinden sie sich doch alle in derselben Rechtslage und 
die Frage, ob in concreto ein Gliedstaat ausgeschieden 
werden soll, ist dann keine Rechtsfrage mehr, «oudern 
eine Krage politischer Zweckmässigkeit. 

Es besteht aber noch die Möglichkeit, aus Art. 78, Abs. 2 
der Reichsverfassung für die Eüizelstaaten ein Recht auf 
Existenz herzuleiten. Wenn nämlich nach diesem Artikel 
diejenigen Vorschriften der Reidisverfassung, durch welche 
bestimmte Rechte einzelner Gliedstaaten in deren Ver- 
hältnis zur Gesamtheit festgestellt sind, nur mit Zustimmung 
des l)ereelitigten Htaates abgeändert werden können, so 
jiHissen /um wenigsten die mit Sonderrechten aus- 
gestatteten Staaten eiu Recht aul Existenz haben. Es 
ist nicht nur lächerlich, sondern widersinnig, zu behaupten, 
Bayern habe ein Recht auf Bierbesteuerung, nicht aber 
auch ein Recht auf Existenz. Ohne Recht auf Existenz 
ist ein Sonderrecht ohne Wert, da es mit Entziehung der 
Existenz hinfällig wird. Geht somit ein Recht auf Existenz 
für die mit Sonderreehten ausgestatteten Staaten aus der 
Verfassunir hervor, so muss man dieses Recht auch 
anderen Staaten zuerkennen, denn für das Recht auf 
Existenz kann das Vorhandensein von Sonderrechten nicht 
entscheidend sein. Wenn die Verfassung dieses Recht 



cd by Google 



— 13 - 



nicht direkt zum Ausdruck gebracht hat, so fand sie es 
als zu selbstverständlich, als dass es noch besonders er- 
wähnt zu werden brauchte. Rosenberg*) weist mit 
Hecht darauf hin, dass die Heichsverfassung die Existenz 
der Einzelstaaten nicht von dem unklaren und bestrittenen 
Begriff des Sondeirechts habe abhängig machen wollen, 
denn sonst müsse man z. B. die Existenzberechtigung 
Sachsens anerkennen bezw. leugnen, je nachdem man ihm 
Sonderrechte im Sinne des Artikels 78, Abs. 2 zuspreche, oder 
nicht. Es ist aber nicht zu ersehen, warum, bei Aniialmie 
des Niclitvorhandenseins von Sonderrecliten, von den vier 
Küiiigreichen nur Sachsen kein Hecht auf Existenz hat. 

Somit kommen wir zu dem Ergebnis, dass eine Ver- 
änderung der Eeichsgrenzen durch Ausscheiden eines 
Gliedstaates nur durch ein verfassungsänderndes Reichs- 
gesetz unter Zustimmung des in Frage kommenden Einzel- 
staates erfolgen kann. Hinsichtlich der Art und Weise, 
wie die Verfassungsänderungen zu vollziehen sind, giebt 
Artikel 78. 1 Aufschluss. Danach erfolgen soll he im Wege 
der Gesetzgebung, also durch übereinstimmenden Beschluss 
von Bundesrat und Reichstag, mit der Besonderheit, dass 
sie als abgelehnt gelten, wenn 'sie im Bundesrate 14 Stimmen 
gegen sich haben. Die einzelstaatliehe Zustimmung er* 
folgt durch Erklärung im Bundesrate. Diese ist ihrerseits 
wieder abhängig von dem Verfassungsrecht des Einzel- 
staates; soweit dieses eine Mitwirkun^Mler gesetzgebenden 
Organe vorsieht, darf eine solche niclit umgangen werden. 



§4. 

h"} Hinsntreten eines Heven Staates* 

Wie durch das Ausscheiden eines Emzelstaiites aus 
dem Keichsverbande , so werden auch durch Aufnahme 

') Roseubei g; Die staatsr. Stellg. von Elsass-Lothring. S. 52. 
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eines neuen Staates in denselben Reiehsizreir/en ver- 
schoben. Für die tVa<ie. in welcher Weise ein solcher 
Hinzutritt eiiie.-> neuen ötaates /u erfol^^en habe, gelten 
im allgememen die iui vorigen Paragrapiieu entwickelten 
(Triuidsätze. Da ein solcher Hinzutritt eine Abänderung 
des Artikel 1 der Relchsverfassung nötig macht, so ist 
vor aUem eine Mitwirkung von Bundesrat und Reichstag 
erforderlich, um ein die Verfassung dementsprechend um^ 
gestaltendes (besetz zu erlassen. Diesem werden in der 
Regel durch den Kaiser, als Vertreter des Reichs, zu 
fiihrende Vor\ erhandJungen vorausgehen. 

Zorn^) sieht wie in dem Austritt, so auch in der 
Aufnahme eines neuen Gliedes eüie Änderung der ,.f ak- 
tischen Voraussetzungen'' der Reichsgewalt und fordert 
daher konsequenterweise Obereinstimmung aller Bundes- 
gUeder. VrgL dazu das unter § 3, S. 10 hierüber Gesagte. 

Sieskind^ hält eine Obereinstimmung aus dem 
Gnmde für erforderlich, weil jedes einzelne Mitglied ein 
persönliches Recht habe, Teilhaber der Sonveränität /u 
sein: wer aber souverän sei, bruuelie nicht zu dulden, 
dass Ulm gegen seinen Willen seine Souveränität ge- 
schmälert werde." Die erste Behauptung gaben wir zu; 
die zweite erweist sich aber, in einem Syllogismus ein-r 
gekleidet, als auf einem falschen Untersatz beruhend. 
Sieskind schliesst danach: 

Wer souverän ist. braucht nicht zu dulden, dass ihm 
«zcgen seinen Willf^n seine Souveränität geschmälert 
wkd; — der Einzelstaat ist souverän; — also kann dem 
Einzelstaat seine Souveränität nicht geschmälert werden. 

Wer sagt denn, dass der Einzelstaat souverän sei? 
Im ersten Satze spricht doch Verfasser selbst nur von 

einer Teilhaberschaft an der Souveränität. Diese ist aber 



') Zorn: Staatsr., B<l. 1. S. 95. 

-) Sieskind: Beding, u. Formen. (Beri. Diösert.) S. 29. 
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doch etwas ganz anderes als die Souveränität selbst, 
welche nur dem Bundesrat als solchem zukommt. Die 
Berufung auf Meyer und von Marti tz, welche früher 
auch Einstimmigkeit verlangten, ist verfehlt, da gerade 
diese beiden Schriftsteller die Ansicht wieder aufgegeben 
haben. 

von SeydeP) erhärtet seine Ansicht, dass zum Ein- 
tritt eines neuen Staates Cbereinstinnnung ,,der deutschen 
Souveräne'' erforderhch sei, durch folgendes allordinizs 
allzu durchsifhiifjes Beispiel: ..Wenn drei zu einem A'ei- 
trage zusammentreten und dabei sagen: dieser unser 
Vertrag soll durch Stimmenmehrheit abgeändert werden 
können, und es wollen nun zwei der BeteiUgten noch 
einen Vierten in den Vertrag eintreten lassen, so wird 
ihnen der Dritte mit Recht entgegnen: Wir machten aus, 
da«8 unser Vertrag durch Mehrheitsheschluss solle ge- 
ändert werden; aber es ist nicht mehr unser Vertrag, 
wenn eine neue Partei hinzutritt.'* von Seydel hat voll- 
kommen recht, wenn er in diesem Falle als Dritter einen 
\'ierten nicht duldet Doch scheint uns in der Prämisse 
etwas nicht zu stimmen, wenn er mit Rücksicht auf das 
Deutsche Reich nur von einem Vertrage, nicht aber von 
der daraus hervorgegangenen Verfassung als der Perfektion 
der Verträge redet. Es zeigt sich hier klar die falsche 
Anschauung, als sei das Deutsche Reich nur ein 
völkerrechtlicher Verband souveräner Staaten. Insoweit 
von Seydel gegenüber den klaren Beweisführungen, welche 
in dieser Richtung ergangen sind, darauf besteht, dass 
das Deutsclie Reich kein Staat sei. lässt sich mit ihm 
auch über vorliegende Frage nicht rechten. In Spezial- 
arbeiten aber wäre es unangebracht, heute erst noch die 



*) Meyer: StaAtsr., S. 690, Anm. \\ von Marti tz: Zeitschr, 
für Staatsw. Bd. XXXII, S. 579. 

^) von Seydel: Kommentar S. 27. 
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Staatsnatur des Reiches- nachzuweisen, um auf einer 
sicheren Orundlage zu stehen. 

Der neuaufzuuehmende Staat tritt nicht zu den Einzel- 
staaten, sondern zinn Reich in Kechtsbeziehungen. In 
den veriassungsmäösigen Rechten und i^Uehten der Kinzei- 
staaten wird dadurch nichts geändert. Daher kann auch 
ihre Zustunmung nicht in Frage kouuneu. Die Aufnahme 
neuer Gebietsteile in den Reichsverband als gleichberechtigte 
Mitglieder erfordert staatsrechtlich lediglich die Mitwirkung 
der gesetzgebenden Organe des Reiches in der Fonn eines 
den Artikel 1 der Verfassungsurkunde abändernden Gesetzes. 



2. Kapitel 

Ausscheiden oder Erwerb von nicht selbständigem 
Gebiet (von Staaten als solchen). 

a) AiiSB«1ieideii Ton Staatsyebiet* 

Auaacheideu durch das Beich. 

§ 6. 

Nachdem im ersten Kapitel die Frage, wie eine Er- 
weitenmg oder Einengung der Grenzen des Reichsgebiets 
durch Hinzutreten eines neuen Staates oder Ausscheiden 
eines Gliedstaates zu erfolgen habe, erledigt ist, wollen 
wir jetzt untersuchen, inwieweit und in welcher Weise 
die Reichsgrenzen durch Ausscheidung bzw. Abtretung von 
Reichsgebiet schlechthin verändert werden können, und 
welche Organe dabei mitzuwirken haben. Hierbei ist zu 
unterscheiden, ob der in Frage kommende Teil des Reichs- 
gebietes immittelbares Reichsland oder Einzelstaats- 
gebiet ist. 

Als unmittelbares Reichslaud kommt nur Elsass- 
Lothringen in Betracht. Da es kein Gliedstaat, kein 
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gleichberechtigtes Mit|zlied ist, steht ihm kein Recht auf 
Existenz im Bunde zu und es ist nrleichgüiüg, ob es ganz 
oder teilweise aus dem Reichsverbaade ausgeschlossen 
^vird. Die Reichsgewalt kami über es verfügen, wie sie will. 
Sie ist dabei nur an politische und Zweckmässigkeits- 
erwägungen gebunden. Immerhin ist, da ein teüweises 
oder gänzliches Ausscheiden von Reichsland eine Ver- 
änderuiitz des Artikel 1 der Reichsveifcissung bedeutet, 
ein vei tassungbänderndes Üelchsgesetz erforderlich. 

Ein Verlust von Reichsgebiet durch Veräusserung von 
Einzelstaatsgebiet durch das Reich ist, nach der von 
Laband*) in der dritten Auflage seines Staatsrechts 
gemachten Unterscheidung, weiche er jedoch m der 
neusten Auflage'-) wieder fallen gelassen hat, entweder 
durch Ausschliessung oder durch Abtretung denkbar. 
Unter Ausschliessung ist der Fall zu verstehen . dass 
Teüe eines Rinzelstaates in der Weise ausgeschieden 
werden, 'lass sie zwar nicht mehr zum Reichs- 
verbande . vvoiü aber noch zum Einzelstaate gehören. 
Er hielt dazu ein Reichsgesetz nach Artikel 78, welchem 
der davon betroffene Staat im Bundesrat zustimme, für 
genügend, da man es hier nur um eme Änderung des 
Bundesgebietes, nicht des Staatsgebietes zu thun habe. 
Für den Fall der Abtretung an einen auswärtigen Staat 
forderte er dagegen sowohl ein verfassungsänderndes 
Staatscrpsetz des Einzclstaates. als auch ein solches von 
Seiten des Reiches, da es sich hier zugleich um eine 
Änderung des Staatsgebiets als des Bundesgebiets handle. 

Wir halten diese in der dritten Auflage getroffene 
Unterscheidimg für richtig, obwohl sich Lab and'*) selbst 
durch Annahme der Möglichkeit einer Ausschliessung im 
obigen Sinne mit der Stelle in Widerspruch setzte, wo er 

») Laband: Staatür., 3. Aufl., Bd. I, ö. 172. 

La band: Süiat^^r., 4. Aufl., Bd. T. S. I8(). 

^) Labaiid: Staatsr., 3. Aufl., Bd. 1, S. 173 untou. 
J. 2 
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die Einverleibuiifj: von aiisserdeutschem Gebiet in einen 
deutschen Einzelstaat, ohne da>ss es in den Keiehsv^erband 
trete, ans dem Grunde für unzulässig erachtete, weil ein 
solcher »Staat teilweise souverän und teilweiäe iiiclit 
souverän sei. Einen derartigen Staat b(»koinmen wii 
nämlich auch bei der nach Lab and mögUchen Aus* 
schHeBsnng. Um diesen Widerspruch zu beheben, verwirft 
er in der neuesten Auflage semes Staatsrechts^) jene 
Unterscheidung; und verbessert sich dahin: ,,Aber audi 
mit Zustimniuit^ des Staates kaini ein Teil seines Gebietes 
nicht aus dem Reichsgebiete ausgescliiossen werden und 
zugleich ein Teil dieses Staates bleiben. Ks würde dies 
eine Zerreissuiig dieses Staates herbeiführen; er würde 
zum Teil souverän, zum anderen Teil nicht souverän sein 
und es würde unvereinbar sein mit dem im Artikel 1 
der Reichsverfassuug an die Spitze gestellten Prinzip, 
dass das Bundesgebiet ans den in diesem Artikel ge- 
nannten Staaten"', d. h. ihrem ganzen Gebiet, besteht" 
Man muss aber den allgemeinen Satz, dass ein Staat 
nicht teilweise souverän, teilweise nicht souverän seui 
könne, im deutschen St<iatsrecht, wo die Begriife „Sou- 
veränität* mid „Staat" so bestritten sind, mit äusserster 
Vorsicht anwenden. Nur wer die Souveränität für ein 
€88enti(de des Staates hält, kaim mit diesem Satze argu- 
mentieren. Wer aber, wie Lab and, z, B, Bayern einen 
Staat nennt und ihm auch wirklich Staatsquaiität beilegt, 
ohne iluii aber Souveränität zuzusprechen, wer also für 
den Staat die Souveränität nicht für wesentUch hält, 
muss konsequent erweise zugeben, dass ein Staat in seinem 
Wesen nicht N erletzt, also nicht ..unm<)glich'' wird, \\ enn 
er für den Umfang seuies ganzen Gebietes, also auch für 
einen Teil desselben die Souveränität verUert Für die- 
jenigen aber, welche keinen Staat als solchen anerkennen, 



(1 Labil ud: Staatsr., 4. Aufl., Bd. I, S. 180 unten. 



Digitized by Google 



19 — 



vveiin ihm die Eigenschaft der Souveränität mangelt, ist 
der Satz selbstverständlich, indem für sie ein Staat in 
dem Umfange auihört Staat zu sein, in \velchem er sich 
seiner Souveränität eutäussert. Es handelt sich hier auch 
gar nicht darum, oh ein Staat nicht teilweise souverän, 
teilweise nicht souverän sein könne, sondern ob es 
mögHch ist, dass staatsrechtlidie Gebilde, wie sie die 
deutschen Gliedstaaten darstellen, mit einem Teile ihres 
Gebietes im Heichsverbande. mit einem anderen ausser- 
halb dessoll)en stehen kuimeii. r);ibci spielt denn die 
Frage, inwieweit man ehi derartiges (lebilde noch in 
seinem ganzen Umfange Staat nennen dürfe, keine RoDe. 
Abgesehen davon, dass also Lab and wegen seiner Auf- 
fassung vom Wesen des Staates jenen Satz überhaupt 
nicht anwenden durfte, hat er auch noch Verhältnisse 
darunter subsumiert, welche nicht darunter passen. 

Ebenso falsch ist es, wenn La band, wie oben 
Seite 18 citiert, ein Ausscheiden von Einzelstaats«;ebiet 
aus dem Reiche mit der Massp:abe, dass das ausgeschieib^ne 
Gebiet dem Einzelstaate verbleibe, um des^\ilien für un- 
möglich erklärt, weil es mit Artikel 1 der Reichs Verfassung 
nidit ün Einklang zu bringen sei Unterliegt! aber nicht 
Artikel 1 ebensosehr als jede andere Bestimmung der 
Verfassung einer Abänderung im Wege des Artikel 78, 
Abs. 1. Und wie, wenn nun eine Änderung des Artikel 1 
in obifjem Sinne stattfände! 

Die vorhogende Frage ist zur Zeit des Norddeutschen 
Bundes praktisch geworden, indem während des ganzen 
Bestehens desselben das Grossherzogtum Hessen nur mit 
seinem nördlichen Teile zu ihm gehörte. Diese unwider- 
legliche Thatsache allem hätte Lab and schon darauf 
aufmerksam machen müssen, dass in seiner Schlusskette 
etwas nicht stimme. Die Berufung darauf, dass die Teilung 
Hessens nui- ..eine auf politischen Verhältnissen beruhende 
Anomalie'* gewesen, beweist nichts; denn das \ orhanden- 

\ f 
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sein einer politischen Anonialip ist nicht identisch nnt (iem 
Vorliegen einer staatsrechtlichen Unmöglichkeit. Wohiu 
man kommt, wenn man jenen so überzeugend und selbst- 
verständlich klingenden Satz schlechthin auf deutsche 
Verhältnisse anwendet, zeigt folgendes Raisonnement, das 
von SeydeP) Laband vorexperimentiert bat : ,,Ist der 
Satz richtig, da^s ein Staat nicht t^lweise souverän, 
teilweise nicht souverän sein k<uiii. und steht die 
Thatsache fest . dass unter einer Verfassung, die der 
jetzioren Heiehsverfassung im wesentlichen gleich war. 
ein Staat nur teilweise xum Bunde gehörte, so ist 
die notwendi^ze Schlussfolgerung aus diesen beiden Vorder- 
sätzen nicht die, dass teilweise Zugehörigkeit eines Staates 
zum Reiche rechtlich unmöglich ist, sondern die, dass 
die Zugehörigkeit eines Staates zum Reiche seine Sou- 
veränität nicht beeinträchtigt. Hessen scheint mir hier 
Rhodus zu sein."* Ijtie derartige deductio ad absurdum, 
wie sie sieh Laband in diesem Falle zugezogen, ist. wie 
bereits oben gezeigt, die notwendige i^oige davon, dass 
er hinsichtlich des Begriffes Staat'* nicht konsequent ge- 
blieben ist, indem er einmal für den Staat die Sou- 
veränität für entbehrlich hält, während er ihr in anderem 
Zusammenhange Relevanz beilegt 

Auf Grund dieser Untersuchung ist also eine Aus- 
schliessung von Staatsgebiet in der oben bezeichneten 
Weise als rechtlich durchaus zulässig zu erachten, 
wejm dadurch auch ein politisch anomales Rechts- 
verhältnis hervorgerufen wird. Sie hat, weil der Einzel- 
staat, wie unter § 3 gezeigt, für sein Gebiet ein Recht 
auf Existenz im Bunde hat, unter Zustimmung des davon 
betroffenen Staates durch ein Artikel 1 der Verfassung 
abänderndes Reichsgesetz zu erfolgen. 



') Seydel: Kommentar, S. 38. 
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Diesem B^all der Ausschliessung steht gegenüber der 
Fall der Abtretung, wobei Einzelstaatsgebiet zu gunsten 
eines auswärtit;en Staates ausgeschieden wird. Keiner 
besonderen Behandlung bedarf der Fall der Dereiiktiou 
von Staatsgebiet, d. der Ausscheidung ohne gleichzeitige 
Bereicherung eines anderen Staates. StaatareditUch sind 
beide Arten gleich zu behandeki, indem beide einen Verlust 
von Reichsgebiet bedeuten, ohne dass dem betroffenen 
Einzelstaat ein Recht an dem ausgeschiedenen Gebiete 
verbleibt 

Eine tierartige Abtretung, bezw. Derehktion kann 
nicht gepen den Willen des Gliedstaates erfolgen, da er, 
nach den Darlegungen des § 3, ein Recht auf Existenz 
für den ganzen Umfang seines Gebietes hat. Der völker- 
rechtliche Vertrag, worin der Kaiser Teile eines Einzel- 
staatsgebietes an einen fremden Staat abtritt, erhalt abo 
erst seine staatsrechtliche Gültigkeit durch eine entsprechende 
Abänderung des Artikel 78, 1 und Zustimmung seitens des 
betroffenen Gliedstaates. In welcher Weise letztere zu 
ergehen hat, ist Frage des einzelstaatUcheu Verfassungs- 
rechtes. 

Besonderheiten gelten für den Fall, dass in einem 
Friedensvertrage Gebietsabtretungen .nötig werden sollten. 
Wenn nach einem für das Reich unglücklichen Kriege 

die Abtretung eines bestinnnten Gebietes, um Frieden zu 
erlangen, eine cmditio sine qua non ist, so niuss es als 
selbstverstaiuUich betrachtet werden — Laband*) be- 
hauptet nicht mit I^nrecht, dass die gegenteilige Ansicht 
zu Absurditäten führe — , dass das Reich jenes Gebiet auch 
ohne Zustimmimg des betroffenen Einzelstaates an den 
Feind abtreten darf; sonst könnte ein Einzelstaat durch 
seine Weigerung die Möglichkeit eines Friedensschlusses 
hintertreiben und somit den Untergang des ganzen Reiches 
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herbeiführen. Es handelt sich auch bei einer derartigen 
Abtretuntr. wie Laband*) her\whebt, um eine hTiluMe 
Gewalt, „welche die Abtretung erzwingt und welche nicht 
aus dem rechtlichen Organismus des Reiches selbst stammt, 
sondern von aussen an dasselbe herantritt^*. 

Ausser diesen politischen Brwägungen können aber 
auch rechtliche Grunde für die hier vertretene Ansicht 
geltend «lemacht werden. Wenn luimlich Artikel 11. Abs. 1 
der Keichsverfassiin^ dem Kaiser das Recht iiiebt. im 
Namen des Kelches Krieg zu erklären und Frieden zu 
schliessen, so folgt aus letzterem Hecht, dass der Kaiser 
auch die Bedingungen eingehen kann, welche für den 
Friedensschluss vom Gegner gefördert werden. Hiergegen 
wendet von SeydeP) ein, das Recht der internationalen 
Vertretung der Bundestaaten durch den Bund reiche über 
die Grenzen der Bundeszuständigkeit nicht hinaus: er sei 
also an die Kompetenzen im Friedensstunde gebunden. 
In demselben Sinne führt Preuss'*) aus: ..wie das Reich 
nicht durch internationalen Vertrag Materien regeln kann, 
zu deren gesetzlicher R(^jrehmrr os A-erfassungsmässig rncht 
belugt ist, so kann auch durch Friedensvertrag das Reich 
keine Bestimmungen treffen, welche es durch Gesetz zu 
treffen nicht befugt wäre". Damit stellt der Verfasser 
einen gewohnlichen internationalen Vertrag auf dieselbe 
Stufe mit Friedensverträgen. Hierfür l)ietet die Verfassung 
kernen Anhalt; vielmehr spricht die Fassung des Artikel 11, 
Abs. 1 zu Gunsten der hier vertretenen Ansicht, in 
letzterem sind die Rechte des Kaisers geschieden in das 
Recht ,r^rieg zu erklären und Frieden zu schliessen^^ und 
das Recht ^Bündnisse und andere Verträge mit fremden 
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Staaten einzugehen**'); das Hecht. Frieden /u bchliessen, 
ist also in uinnittelbare ^ erl)in(lung gesetzt mit dem, 
Krieg zu erklären, nicht aber mit dem der Vertragseingehung. 
Aus dieser Kombinatinn. sowie aus dem Umstände, dciss 
das Gesetz den Ausdruck ,,Friedensyertrag" vermieden 
hat, ist zu entnehmen, dass Absatz 3 dieses Artikels auf 
Friedensschlüsse keine Anwendung zu finden hat, dass 
also zu ihrem Abschlüsse keine Zustinmnmg des Bundes- 
rates mid zu ihrer Gültigkeit keine Genehmigimg des 
Keichstags erforderlich ist. 

(laiiz klar !<t dieser Standpunkt in Artikel 4S der 
preussischeii \ erfassung vertreten: „Der Konig hat das 
Hecht, Krieg zu erklären und Frieden zu schliessen, auch 
andere Verträge mit fremden Regierungen zu errichten. 
Letztere bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zustimmung der 
Kammern, sofern es Handelsverträge sind, oder weim 
dadurch dem Staate Lasten oder einzelnen StaatHbürgem 
Verpflichtungen auferlegt werden". Hier .stehen sich 
„Friedens\'erträLv • und „andere Verträge" in strenger 
Scheidung gegenüber. 

Somit ergiebt sich, dass der Kaiser als Vertreter des 
Reiches zu Friedensschlüssen schlechthin und ohne Rück- 
sicht auf ihren Inhalt verfassungsmässig ermächtigt ist 
Was er in einem Priedensschliisse gegenüber dem Gepfner 

au.-^iiiaclit. liat V(")lkcrrcehtliclie und staat-srechtlicln' (iiiiuu- 
keit, mag dadurch das verfassungsmässige Konipetcu/.rccht 
eines Einzelstaates auch noch so sehr belndfeii werden. 

Die durch eine etwaige \'erfügung notwendig gewordene 
innere Durchführung erfolgt dagegen unter Mitwirkung 
der gesetzgebenden Faktoren. 



*) Haenel, Staatsr Bd. I, S. 545; Laband, Staiitsr., 4. Aufl., 
Bei. I, a 182. 
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§6. 

2. Ausseheiden durch einen Einzelstaat. 

Wie beim Ausscheiden von Einzelstaaisgebiet durch 
das Reich die Zusitimmung des davon betroffenen Staates 
grundsätzlich eingeholt werden nmss, so darf auch der 
Einzelstaat nicht einseitifj sein Gebiet verengern, weil 
durch eine derartige Verfugung in Hoheitsreehte des Reichs 
eingegriffen wird. Es bedarf, soweit die Identität des Reichs- 
gebietes und des Einzelstaatsgebietes reicht, bei jeder 
Gebietsändenmg, die ein Gliedstaat vornehmen will, korres- 
spon dielender Verträge des Einzelstaates und des Kelches, 
von denen jeder wieder in seiner Gültigkeit von der Beob- 
achtung der Einzelstaats-, bezw. Reichsverfassung, al)hrin*zig 
ist. Diese Grundsätze haben bei Regulierung der badisch- 
schweizerischeu Grenze ihre Anwendung gefunden. Nachdem 
am 28. Apiil 1 878 zwischen Baden und der Schweiz die Verein- 
barung betreffend die Regulierung der Grenze bei Konstanz, 
wonach diese Staaten einige Parzellen umtauschten, getroffen 
war. gab das Reich in dem Vertrage vom 24. -Tuni 1879 seine 
Zustinimunfr dazu. Die Vereinbarung wurde sodann den 
gesetzgelieiiden Organen zur verfassungsmässigen Ge- 
nehmigung vorgelegt, von SeydeP) hält das Verfahren 
in seinen beiden Abschnitten für unrichtig. Insoweit hat 
er Recht, als Baden den Vertrag mit der Schweiz abschioss, 
bevor es sich der Zustimmung des Reiches versichert 
hatte. Ob die Gebietsabtretungen, bezw. Gebietserw^ui^n 
erheblich waren oder nicht, spielt dabei keine Rolle.' Ehr 
hält es aber für nicht minder unrichtig, dass das Reich 
dann noch einen zweiten Vertrag mit der Schweiz einging. 
Denn, da das Reich keine Gebietshoheit über Einzelstaats- 
gebiet habe, könne es darüber auch keinen Vertrag ab- 
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schliessen. „Niemand kann abtreten, was ihm nidit 

gehört.*' Diese Beweisführung fällt mit der bereits zurück- 
gewiesenen BehauptunfT, dass der Einzelstaat ausschliess- 
licher Inhaber der Gebielahoheit sei. 



b. Erwerb you ^taatsn^ebiet. 
§ 7. 

Brwiarb dureh du Beieh. 

Eine Veränderung der Reichsgrenze wird, wie durch 
Ausscheiden von Reichsgebiet, so auch durch Erv\^erb von 
neuem (Tebiet seih-us des Reiches berbeigeführt. Hierbei 
bleibt der Erwerb von Schutzgebieten ausser Betracht, da 
sie zwar dem Reiche, nicht aber zum Reiche gehöien. 
Sie sind nach Zorn') dem Reiche nicht wie Elsass- 
Lothringen „eingegliedert*^ sondern „angegliedert*'. Eine 
Veränderung in ihrem Territorialbestande lässt die Reicihs- 
grenze demnach unberührt. 

Für uns kommen nur in Hetraoht eine Erweiterung 
des Reiches: a) durch Hinzutreten eines neuen Staates, 
ß) durch Vergr()sserung eines Einzelstaates nach aussen, 
y) durch Erwerb von unmittelbarem Reichsland. Der Fall 
unter a ist wegen seiner prinzipiellen Bedeutung im § 4 
besonders behandelt) der unter ß wird im nädisten Para- 
graphen zur Sprache gebracht^ wo über den Gebietserwerb 
seitens eines Einzelstaates die Rede sein wird. Uns inter- 
essiert also hier nur die Frage, wie eine durch Erwerb 
von unmittelbarem Reichsland herbei/ufiihrende Grenz- 
veränderung zu erfolgen habe. Ein derartiger Erwerb wird 
von Labaud^) und im Anschluss an ihn von Sieskind^) 

') Zorn, .Staate-. Bd. I. S. o77f. 

«) Luband, Staatsr. IM. I, 4. Aufl., «. 179. 

^) Sieskind, Beding, und Form* S. 10. 
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eine Anomalie genannt, die dem Wesen des Bundesstaates 
widerspreche, der „eine doppelte Staatsgewalt voraussetze, 

den Einzelstaat und über diesem den Gesamtstaat". Un- 
mittelbar dem Reich«' unterworfenes Gebiet sei ausge- 
schlossen. X(Mier\V()rbenes Gebiet müsse also entweder 
einem oder melueren Staaten einverleibt oder zu einem 
selbständigen Staate niTigebildet werden. „Jede andere 
Möglichkeit würde im Widerspruch mit der rechtlichen 
Natur des Reiches - stehen/^ 

Es muss nochmals herv^orgehohen werden. da,ss die 
rechtliche Natur des Reiches sich zunächst aus seiner 
Verfassung offenbart. Diese erlaubt aber auf Grund des 
Artikel 78, Abs. 1, wodurch das Reich im wahrsten Sinne 
des Wortes seines eigenen Glückes Schmied geworden ist, 
jedwede Verfassungsänderung, also auch eine Abänderung 
des Artikel 1 der Heichsverfassung in der Richtung, dass 
das Reichsgebiet aus ,,reich.snüttelharen" und ,.reichs- 
unuüttelbaren'' Territorien bestehen kann. Wenn nun 
(Uese Konsequenz mit der einen oder anderen Buiides- 
staatstheorie nicht in Einklang zu bringen ist, so zeigt 
das eben, dass, was gegen einen starren Rtnidesstaats- 
begriff verstosst, dem Wesen des Deutschen Reiches nicht 
zuwider zu sein brauch! 

Ali .inderer Stelle hatLaband ') seihst (iiesein Gedanken 
in folgenden Worten Ausdruck verliehen; „Die Kompetenz- 
ausdehnung des Reiches hat keine begriffliche Schranke, 
sondern nur eine faktisdie Erschwerung durch die ün 
Artikel 78 für Verfassungsänderungen erforderte Majorität 
erhalten. Es ist freilich wahr, dass, wenn das Reich 
seine Kompetenz immer weiter und weiter ausdehnt, es 
schliessUch aiilhdien würde, ein Bundesstaat zu sein; aber 
eb ist in der Verfassung ja nirgends ausgesprochen, 
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dass das Reich für alle Zeit ein Bundesstaat sein 

und bleiben müsse •. 

Will man also z. B. die Stellung von Eisass-Lothringen 
im Reiche eine Anomalie nennen, so kann dem nur in- 
soweit heigetreten werden, als damit eine politische 
Anomalie gemeint ist. Für das R«cht, das Staatsrecht 

nicht ausgeschlos*<en. stehen sieh nur die küntradiktorischen 
Bciniffe ,,reclil]iih möglich" und „rechtlich unmöglich" 
gegenüber; tertium non datur: was rechtlich möfjHch ist. 
kann pohtisrh. vielleicht auch rechtsphilosophisch, nicht 
aber rechtlich anomal sein, und darum allein handelt es 
sich hier. So unentbehrlich der Begriff Anomalie für die 
Beurteilung thatsächlicher Zustande vom politischen Stand- 
punkte ist, so überflüssig und geradezu falsch ist er, wenn 
man feststellen will, ob etwas rechth'ch korrekt oder nicht 
korrekt, ob etwas verfassungsmässig oder verfassungs- 
widrig ist: denn in dieser Anwendung besagt er im Grunde 
doch mchts anderes als das für den Juristen so unheim- 
liche: „es ist eigentlich nicht recht*^ 

Ebensowenig kami aus Artikel 1, der beginnt: „Das 

Bundesgebiet besteht aus den Staaten her- 
geleitet werden, dass es kein unmittelbares Keichsland 
geben koime. Da am 1. Januar 1871 nur 25 Staaten als 
die Grundlage des Deutscheu Reiches vorhanden waren, 
konnte die Yerfassimg naturlich auch nur von Staaten 
reden. Ausserdem unterliegt aber auch Artikel 1, wie 
soeben betont, einer Abänderung im Wege des Artikel 78, 
Abs. 1. Dass die Einverleibung Elsass-Lothringens als 
unmittelbares Reichsland rechtlich möglich war, hat 
Staatsminibter Delbrück in der Reichstagssitzuug vom 
20. Mai 1871, wenn auch sehr vorsichtig, in folgenden 
Worten ausgedrückt^): Die formellen Schwierigkeiten, die 
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in der Stellung eines Landes liegen, weldies nicht Teil 

eines Bundesstaates und welches auch selbst kein Bundes- 
staat ist — diese formellen Sdiw ieri takelten, die ich nicht 
verkenne, kuiuien an sieh uinnö^ilieh davon abhalten, dem 
Lande ehie solche Stellung zu geben, wenn man der Über- 
zeugung ist, diese Stellung ist an sich richtig.^' 

Weiterhin macht Sieskind ^) einen interessanten 
Versuch, an der Hand der Abtretungsvorgange von 
Helgoland nachzuweisen, dass die Ftaxis damals nach 
dem Prinzipe verfahren sei, dass von seiten des Reiches 
neuerworbenes Gehiet entweder zu einem selbstäiidi^jen 
Gliedstaat erhoben oder einem oder mehreren Einzelstaalen 
zugeteilt weiden müsse. Nachdem durch Artikel XU des 
deutsch-englischen Vertrages vom 1. Juli 1890 die Könip:in 
von England die Souveränität über Helgoland an das 
Deutsehe Reich abgetreten und am 9. August durch den 
britischen Gouverneur die Übergabe der Insel stattgefunden 
hatte, trat der Kaiser als Vertreter des Deutschen Reiches 
am 10. August den Besitz an. Staatsrechtliche Gültigkeit 
erhielt die Erweiterung des Deutschen Reiches um Helgoland 
durch das Gesetz vom 15. Dezember 1890, dessen erster 
Paragraph lautet: 

§ L „Die Insel Helgoland nebst ZubehÖrungen tritt 
dem Bundesgebiete hinzu/' 

„Das Reich erteilt seine Zustimmung, dass die Insel 
dem preussischen Staate ehwerleibt wird." 

Der erste Absatz stellt das verfassungsändernde Ein- 
verleibunjisur'setz dar. In dem zweiten Absatz erbliikt 
Sieskind die Bestimmung der Form der Einverleibung. 
Wie es in der „Begründung^ ^ zu dem Gesetze heisse, könne 
angesichts der geringen Ausdehnung und der geringen 
Bevölkerung der Insel „die Bildung eines neuen eigenen 
Staats Verbandes nicht in Frage kommen; es sei mithin 
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erforderlich, dass die Insel Helgoland einem Bundesstaate 
einverleibt werde". Aus diesem ..niithin'' will der Verfasser 
sehliessen. dass sich da« Reich damals vor die Alter- 
native gestellt glaubte, Helgoland entweder zu einem 
eigenen Staatsverbande umzuschaffen oder es einem 
Einzelstaate einzuverleiben. Wir glauben nicht, dass das 
Gesetz, indem es ,fdie Bildung eines neuen eigenen Staats- 
verbandes^^ ablehnte/ damit nur sagen wollte, dass es 
nicht angängig sei, aus der Insel einen neuen Staat zu 
bilden, sondern, dass das in Frage kojiimende Gebiet zu 
klein sei, um es als selbstäudi<j;en Verwaltungskörper 
direkt der Zentralbehörde des Reiches zu unterwerfen, 
zumal man sich in der Begründung gerade auf die Gering- 
fügigkeit des hinzutretenden Gebietes und der Einwohner- 
zahl berief. Wäre für den Gesetzgeber jene Alternative 
massgebend gewesen, so hätte es vor Inkrafttreten des 
Einverleibungsgesetzes ehier Versicherung bedurft, ob • 
Preussen Helgoland seinem Gebiete auch einverleiben 
wolle. Sonst hätten wir ja im Falle einer Ablehnung, 
w^enn auch nur vorübergehend, dcis nach Sieskind wider- 
rechtliche Verhältnis gehabt, dass das einverleil)te Terri- 
torium rechtUch zum Reiche gehörte, ohne selbst Staat 
zu sein, noch auch einem Einzelstaate zu gehören. 

Ebenso ist der Umstand, dass „die spätere Reichs- 
gesetzgebung in ihrem augenscheinlichen Bestreben, diese 
AnomaUe (die anfängliche Stellung Elsass-Lothringens) zu 
beseitigen oder doch soviel als möglich zu mindern," nicht 
dahin zu erklären, dass sis sich in ihrem früheren Ver- 
halten korrigieren wolle, sondern dass sie dadurch poetischen 
Forderungen Rechnung trägt. 

Das Reich hat also unter Beobachtung der Formen 
des Artikels 78 voll und ganz das Recht, unmittelbares 
Reichsland zu erwerben und zu besitzen« Es handelt 
durch einen derartigen Erwerb vielleicht gegen die eine 
oder andere Bimdesstaatstheorie, nicht aber gegen „seuie 
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Natur", sondern aus seinem innersten, durch Artikel 78 

gekennzeichneten Wes«'ii heraus, das nur bosonders an- 
eikaimle Beschränkungen, wie sie die Sonderrechte dar- 
stellen, respektiert 



2. Erwerb durch einen Einzeistaat. 

Der Erwerb von Staatsgebiet durch einen Einzelstaat 
ist entweder in der Weise denkbar, dass das neuerworbene 
Gebiet in den Reichsverband hineingezogen werden, oder 
ausserhalb desselben verbleiben solle. Zu einer Erwerbung 

der ersten Art ist eine Mitwirkun^i der ^'esetzgebenden 
Orgaue des Reiches erforderhch, da hienhnch eine Ver- 
änderung der Reiehsgren/en und somit des Artikel 1 der 
Verfassung nötig wird. Denn das Reich ist nicht aus den 
Einzelstaaten in ihrem jeweiligen Bestände zusammengesetzt, 
sondern aus den Staaten, wie sie sich am l. Januar 1871 
darstellten, soweit nicht schon eine verfassungsmässige 
Änderung vor sich gegangen ist 

Bei der Frage, ob ein Einzelstaat sein Gebiet durch 
ausserhalb der Reiuhsgrenzen verbleibendes Land ver- 
grossern dürfe, kann der auch hier für La band') im 
Sinne der Verneimuig massgebende Satz, „dass em Staat 
nicht zugleich souverän, zugleich nicht souverän sein dürfe," 
ebensowenig in Betracht kommen, wie bei der oben 
entwickelten Frage, wo es sich um die Ausscheidung 
von Einzelstaatsgebiet in der Weise handelt dass das 
ausgeschiedene Gebiet dem Einzelstaate verbleibt An 
sich ist, wie in § 5 zu be\veisen versucht, rechtlich die 
MögUchkeit durchaus vorhanden, dass ein deutscher Glied- 
staat ausserhalb des Reiches liegendes Gebiet hat Nur 

Laban d: Staatsr. Bd. I, 4. Aufl. S. 179 u. 180. 
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iiiuss ein derurtiges Verhältnis auf mner jtositivcMi Be- 
stinuaung. bezw. Änderuii*^ der Verfcissun^. des Artikel i, 
beruiien. Ohne Mitwirkung der gesetzgebenden Organe 
des Reiches kann ein Gliedstaat selbständig auswärtigem 
Gebiet nicht erwerben, da die Stajiteii mit ihrem gesamten 
Gebietsbestande dem Reiche anzugehören haben. Wenn 
von SeydeP) dag^en einwendet: »aber nirgends steht 
geschrieben, dass Gebietserwerbimgen der Bundesstaaten 
verboten seien, also sind sie erlaubt", so kann man 
gegenüber einem derartigen Schluss mir erwidern, das 
von Seydel doch selbst ans der Veridssung vieles ge- 
schlossen hat und schliessen musste, was nicht ausdrück- 
lich darin „geschrieben ' steht Wenn im Gesetze immer 
alles so genau „geschrieben*^ stünde, dann brauchten wir 
nicht mehr die Mittel der Interpretation, dann brauchen 
wir auch keinen gelehrten Junstenstand mehr. 

Der Beweisführung von Seydels sind übrigens 
mehrere Schriftsteller^) beigetreten. 

Aus dem Umstände, dass in Artikel 1 der Verfassung 

lüchts anderes geschrieben steht, als: ..Zum Deuisclien 

Reiche gehören die Staaten ^\ also von iStaaten 

schlechthin die Rede ist, muss vielmehr geschlossen werden, 
dass die Staaten mit ihrem gesamten Territorialbestande 
zum Reiche gehören sollen. Man wollte doch gerade 
vermeiden, dass derartige Zwitterstellungen, wie sie z. B. 
Freussen und Österreich im alten Deutschen Bunde ein-^ 
genommen, im neuen Deutschen Reiche fortgesetzt wurden, 
und fand im Nord-Deutsehen Bunde nur bezüglich Hessens 
aus politischen Gründen eine verfassungsmässige 
Ausnahme für begründet 
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Die Bedenken, weldie die Erwägung hervorruft, dass 

eine Stellung, wie sie Hessen im Norddeutschen Bunde 
eingenoniraen. rechtlich um deswillen unhaltbar sei, weil 
bei kriegerischen Verwickhingen des einen Teiles der 
andere notwendig in Mitleidenschaft gezogen werden müsse, 
obwohl für die GUeder des Deutschen Reiches kein selb- 
ständiges Recht, Krieg zu führen, bestehe, sind politischer 
und nicht staatsrechtliGlier Natur; daher kann hier nicht 
näher darauf eingegangen werden. 

Die Frage, inwieweit ein Gliedstaat mit einem ausser^ 
deutschen Staate in Personal- oder Realunion treten kann, 
ist hier nicht zu erörtern, da es sich dabei nicht um 
Grenzveräiideruugeu handelt 



Zweiter Unterabschnitt. 

ttramf erliilimgiii l«r BoBdmtintiii antereluDdcr. 

1. Kapitel 

VeFBChmelzuiigr zweier Elnzelstaaten oder Teilunfl^ 

' eines Einzelstaates in mehrere. 

§ 9- 

») VcMchmelBBaf eder Tellnni; durch TertMir* 

Bei den ganzen vorhergehenden Untersuchungen 
kamen nui* Gebietsveränderungeii in Betracht, durch 
welche der Umfaller des Deutschen Reiches erweitert odt^r 
eingeengt wird, wodurch also Modifil^ationen der Aussen- 
grenzen eintreten. Diesen wichtigsten und umfang- 
reichsten Untersuchungen ist nunmehr die Behandlung 
der Frage anzuschliessen, welche Reidis- und Einzelstaats- 
Organe bei Gebietsveränderungen, die sieh im Lanem des 
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Reidhes unter den Einzelstaaten voUziehenf ihre Mitwirkimg 
zu leihen haben und in welchen Formen. 

Veränderungen der Inneugrenzen sind denkbar 
durch Verschmelzung zweier Bundesstaaten miteinander, 
sowie Teilung mies Bundesstaates in mehrere, oder durch 
teilweise Abtretungen eines Staates an einen anderen. 
Erstere können ihrerseits wieder beruhen auf nach Inkraft- 
treten der Reichsverfassung geschlossenen Vertragen oder 
auf einzelstaatlichen Veifassungs- oder HauQgesetzen, 
sowie vor hikrafttreten der Reichsverfassung geschlossenen 
Staats- oder Familienverträgen. 

Wenden wir uns zuerst den gegenseitigen Verschmel- 
zungen bezw. Teilungen der Hundesstaaten zu, welche auf 
Grund v^on nach InK riitttreien der Reichsverfassnng ge- 
schlossenen Verträgen stattfinden sollen. Wird duiTh der- 
artige Gebiet sverändeiungen ein Zustand herbeigeführt, 
welcher der Verfassung widerspricht? Die Frage ist zu 
bejahen, wenn die Reichsveifassung ausdrücklich oder 
stillschweigend das Bestehen der Staaten voraussetzt, 
welche in ihrer Gesamtheit das Deutsehe Reich ausmachen. 
Für Zorn, der in dem Wegfall eines Gliedstaates die 
faktische Lösung des hishei- bestandenen Bundes erblickt, 
kann selbst\'erständlirh eine Verschmelzung nur unter 
Zustinnnung sämtlicher Mitglieder stattfinden. 

In der Verfassung selbst kommen zur Entscheidung 
der Frage die drei Stellen in Betracht, in welchen die 
deutschen Einzelstaaten namentlich aufgeführt sind: der 
Eingang, Artikel 1 und Artikel 6. Der Eingaiig ist jedoch, 
wie bereits gezeigt, enuntiativer Natiu*; er bekundet nur 
den Gründungsvorgang und darf zu juristischen Folge- 
rungen nicht herange/ogen werden. 

Artikel 1 der Verfassung spricht dagegen aus: „Das 

Bundesgebiet besteht aus den Staaten Preussen 

u. s. w/^ Der Bestand der Staaten ist also verfassungs- 
mässig verbürgt Nur unter Mitwirkung von Bundesrat 
J 3 
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und Reichstag und in den Fonnen dines veifassungs- 
ädernden Gesetzes können hierin Änderungen getroffen 
werden. Zu selbständigen Verschmelzungen sind die 

Einzelstaaten ebensowenig befugt, wie das Reich oliiie 
Mitwirkung der davon betroffenen Staaten in der Richtung 
thätig \\ erden kann. Gegen diese, sich aus dem genauen 
gesetzlichen Wortlaut ergebenden Konsequenzen wendet 
Lab and') und die Mehrzahl der Schriftsteller ein, der 
Ausdrudc: „Das Bundesgebiet besteht aus den Staaten 
Preussen u. s. w/* sei ein offenbar unkorrekter; das Wort 
Staat könne nur in dem Sinne von ,,Staatsgebiet*^ ver- 
standen werden. Die Annahme einer derartigen Mangel- 
haftigkeit der Gesetzgebungstechnik seitens La band ist 
aber doch unbegründet, wenn der genaue Wortlaut des 
Gesetzes einen ganz guten Ünin giebt. Auch für H a e n e 1-) 
sind die Beschränkungen der Gliedstaaten in dem Ver- 
fügungsrecht über den eigenen Bestand die logisch not- 
wendigen Folgerungen aus den Bestimmungen der R.V. aa. 
1. u. 6, die nur durch die wiUkürliehe Annahme beseitigt 
werden können, dass markante Bestandteile des gesetz- 
lichen W^ortlautes ohne rechthche Relevanz sind''. 

Sodann erklärt Laband"'): dass das Wort Staat nur 
im Sinne von ,. Staatsgebiet'* verstanden \\ erden könne, 
gehe ganz deutlich aus dem Artikel 1 der Verfassung des 
Norddeutschen Bundes hervor: „Das Bundesgebiet besteht 

aus den Staaten Preussen u. s. w. und aus 

den nördlich vom Main belegenen Teilen des Grossherzog- 
tums Hessen^*. Diese Teile bildeten keinen Staat, wohl 
aber ein „Gebiet'*. Die Stelle beweist ebensowenig: denn 
es Ist doch klar. dass. weiui. wie Laband selbst sagt, 
die nördlich vom Main belegenen Teile Hesseus keinen 
Btaal l)ildeten, dieselben auch nicht von der Verfassung 

M Lub.inil: Staatsr., 4. Aufl.. IJtl. 1, S. IIb. 
') Haenel: Staatsr., 4. Aufl., Bd. I, S. 349. 
*) Laband: Staatsr., 4. Aufl., Bd. L, S. 119. 
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als solchen angesprochen werden konnten. Dasselbe gilt 
von § 2 des Gesetzes vom 25. •Juiii 1873: „Dem in 
Artikel 1 der Verfassung bezeichneten Bundesgebiete tritt 
das Gebiet des Reiehslandes Elsass-Lothringen hinzu". 
Wenn die Aufzählung der einzelnen Staaten in Artikel i 
nur die Bedeutung haben sollte, das Bundesgebiet gegen- 
über dem Auslande zu bestimmen, warum setzte man 
dann nicht für die nördlich vom Main belegenen Staaten 
die im Eingang gebrauchte Bezeichnung Norddeutscher 
Bund, anstatt alle Staaten einzeln aufzuzählen? 

Die einzelnen Gliedstaaten sind weiterhin im Artikel 6 
der Reichöverfassiing aufgeführt, in welchem die Verteilung 
der Stimmen im Bundesrate geregelt ist. Dieser Auf- 
zählung der Staaten und der ihnen zustehenden Stinmien 
will Laband^) ebenfaUs nicht „den Charakter einer 
selbständigen Rechtssatzung'' zuspredien; er sieht hi diesem 
„Register" nur die faktische Durchfuhrung des Prinzips, 
.,dass die Stimmführung sich nach Mass^abe dei- Vor- 
sclniften für das Tleuum des ehemaligen Deutschen JUnnies 
verteilt". Es ist richtig, dass bei der Stimmverteilung 
unter die einzelnen deutschen Staaten das Stimmverhältnis 
zu gründe gelegt worden ist, welches im deutschen Bunde 
gegolten. Nur bezüglich Bayerns wurde eine Ausnahme 
gemacht^ indem man ihm die zwei weiteren Stinunen, die 
es im Zollbundesrat geführt, auch in der Reichsverfassung 
zuerteilte, und dass Preussen die ehemaligen Stimmen von 
Hannover. Kurhessen, Holstein, Nassau und Frankfurt 
hinznirezählt wurden, erschien nur konsecjnent. Doch geht 
aus der Zugrundelegung dieses Stimmverhältnisse.s nicht 
hervor, dass der Aufzahlung der einzelnen Staaten mit 
den ihnen zukommenden Stimmen der Charakter eines 
Rechtssatzes mangle. Für derartige blosse ,JElegister" und 
Exemplifikationen hat die Verfassung wenig Rapm. 

') Laban d: Staatsr., 4. Aufl., Bd. I, S. 120. 
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Solange keine anderen, als die von Lab and geltend ge- 
machten Bedenken angeführt werden können, dail man 
sich Wühl an den Wortlaut der VerfassuiiL' hahtni und 
das als Geisetz behandehi, was unter emeui \ ebfassuugs- 
artikei steht. 

Dajsu spricht auch noch die Fassung des Artikel 6 fiir 
die hier vertretene Ansicht Derselbe sagt: „Der Bundes- 
rat besteht aus den Vertretern der Mitglieder des Bundes, 
unter welchen sich die Stimmführung in der Weise ver- 
teilt, dass Preussen n. s. w. • — — ". In dieser 

Fassung stellt sich Artikel 6 als ein Satz dar, dessen 
erster Teil ohne den zweiten kernen selbständigen Sinn 
ergiebt, der sich d;ihei nicht in ein Prinzip und ehie 
Konsequenz^ in einen dispositiven und einen nichtdisposi- 
tiven Teil zerlegen lässt Von einem „so dass". welches 
La band*) ebenfalls su Folgerungen heranzieht, ist, 
nebenbei bemerkt, in Artikel 6 nidits zu sehen, wohl 
aber steht da „in der Weise, — dass'\ 

Zur Bekräftigung seiner Ansicht beruft sieh Laltaiid-) 
sodann auf dip Einverleibung Lauenburgs in Preussen. die 
ohne Mitwirkung von Reichsorganen lediglich durch das 
preussische Gesetz vom 23. Juni 1876 erfolgte. Dagegen 
ist einzuwenden, dass die Reichsverfassung Lauenburg 
nicht als selbständiges Bundesmitglied aufgeführt, ihm 
audi keine Stunme im Bimdesrat gewährt hat; sie erwähnt 
es nur als ,. Preussen mit I^auenburg'' in der, nach 
HaeneT'). unzweideutigen, in den (lainaligen politischen 
Verhältnissen notorischen Absieht, die rmwandlung der 
Persoruilunion in die ^'erschmelzung beider Staaten als 
eine innere,, die Gliedschaftsstellung derselben zum Kelche 
nicht berührende Angelegenheit anzuerkennen/' 



') Lahand; StaaUr., 4. Aufl.. Bd. I, S. 120. 

Laban d: Staatsr., 4. Aufl., Band I, S. 118, Audi. 2. 
*) Haanel: Staatsr. Bd. L, 8.347, Anm. 6. 
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Der hier vertretene Standpunkt ist von Bismarck bei 
Gelegenheit der Krörtpiun«jen über den Accessionsvertrag 
mit Waldeck in der JSitzung des preiissischen Abgeordneten- 
hauses vom 11. Dezember 1867 eingenommen worden. 
Der Reichskanzler führte unter anderem aus^): ,,das8 die 
Waldeck'sche Stimme und deren Bezeichnung, sowie 
die bisherige Stimmenzahl einen integrierenden Teil der 
Bundesverfassung bilden, dass also, um eine dieser Stimmen 
verschwinden zu lassen, eine Änderung der Bundes- 
verfassung unvermeidlich wäre''. ^Venn Laban d'^) dage- 
gen einwendet, ein Verscln\inden der Stnnnie liege nicht 
vor, wenn die Stimme eines Staates auf einen andern 
mit dem Staate selbst übergehe, so muss darauf hingewiesen 
werden, dass unter »^Verschwinden der Stimme'^ nicht 
nur der gänzliche Untergang derselben zu verstehen ist, 
sondern auch der Wegfall der Stimme eines bestimmten 
Staates, was Bismarck doch wohl damit sagen wollte, 
wenn er ^ un der ..W aide ck "sehen Stimme und deren 
Bezeichnung- sprach. 



§ 10. 

b) VersehmelKim^ und Teilimg: 
auf Ctrnnd von \ erfasHiiiig;»!- oder Hausgesetzesy 
Staats- and Faiiiilieaverträ|;eii. 

Verschieden von der freiwilligen Verschmelzung zweier 

Einzelstaaten, bezw. des Zerfallens eines Staates in mehrere, 
durch nach Inkrafttreten der Reichsverfassung geschlosse- 
nen Vertrafr. ist der Fall zu behandeln, wo derailige 
Veränderungen auf Grund von Verfassungs- oder Haus- 
gesetzen, Staats- oder Fanüiienverträgen, welche zur Zeit 

^) Stenogr. Berichte I, S. 3^8 (cit. hei T.aband I, S. 120). 
^) Lab and: SUuitsr., 4. Aufl., Bd. I, S. 120, Anm. 2. 



Digrtized by Google 



— 38 — 



der Entstehung des Norddeutschen Bundes, bezw. des 
Deutschen Reiches bereits rechtsbeständig waren, not- 
wendig werden. Man muss aUerdiags, da solche Ver- 
schmelzungen und Teilungen gegenüber den Artikeln 1 
und 6 der Reichsverfassung eine Änderung der Verfassiug 
bedeuten, auch hier die Mitwirkung der gesetzgebenden 
Organe des Reiches in Form eines verfassungsändernden 
Gesetzes verlangen. Doch sind die Reichsorgane zur 
Mitwirkung bei derartigen Verändenmgt n verpflichtet, da 
durch die VerfassiniL' die Gliedstaaten offenbar in dem 
Rechtsbestande aufgeiiümmen worden sind, der ifmeii zur 
Zeit der Gründung des Norddeutschen Bundes, bezw. des 
Deutschen Reiches eigen war. 



2. Kapitel 
§11- 

Teilweise Gebietsabtretungen der Einzelstaaten 

untereinander. 

Während die Möglichkeit einseitiger Gebietsverschmel- 
zungen inid Ciebietstcilungen diirrh die Eiii/elstaaten gegen- 
über der Melirzahl der Sehriftsteller noch von einer beträeht- 
Uchen Minderheit') bestritten wird, schrumpft die Zahl der 
Yerfeeliter der Hoheitsrechte des Reiches bei der Frage« ob 
die Einzelstaaten selbständig teilweise Gebietsabtretungen 
unter einander vornehmen können, bedeutend zusammen. 
Bine Mitwirkung der gesetzgebenden Organe des Reiches 



') Haonel, Staatsr., Bd. 1, S. 84'). Tinsch, Das Recht der 
deutsch. Einzelst., Ö. 42. Prestele, Lehre vom Abschluss volkerr. 
Vertr., S.21. Trieps, Das Deutsche Reich und die deut^h. Einzel- 
staaten, S. 120. ff. Bansi, in Annahm 1898, S. 685. 
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wird verlangt von Bansi. 0])itz, Zorn.') Wir haltpn 
letztere Ansicht trotz entgegenstehender Majorität in Theorie 
inul Praxis für richtig, indem auch in einer Verschiebung 
der Innengrenzen eine Änderung des Artikel 1 der Reichs- 
veifassung erblickt werden muss, welcher, wie oben § 9 
gezeigt, die jeweilige Gliederung des Reichsgebietes, also 
den Bestand der Territorien, zu einem Bestandteil der 
Verfassung macht. Nach Bansi ist die Veränderung der 
Territorien gegeneinander .,eine Veränderung des Reiches 
. in seiner inneren vStruktur." Es werden die Rechts- 
beziehuugeu des Reiches zu dem abtretenden und er- 
werbenden Elinzelstaat geändert, wozu die Zustimmung 
des Reiches unentbelirlich ist. Dazu kommt noch, dass, 
wie Zorn*) Laband gegenüber hervorhebt, Veränderungen 
der einzelstaatlichen Grenzen stets „reichsrechtliche Folgen^^ 
haben, z.B. hinsichtlich der Abgrenziuig der Reichstags- 
\^'alLlkreise , der Matrikularbeiträge , der Überweisungen. 
W enn in Bayern 48 Abgeordnete znm Reichstage gewählt 
werden solien nnd eine et waige (Tehielsabtretung Prenssens 
au Bayern letzteres um einen Reichstagswahlkreis erweitert, 
sodass nunmehr 49 Abgeordnete in Bayern gewählt werden, 
so liegt darin doch eine offenbare Veränderung des Artikel 20 
der Reicbsverfassung. Dass aber gerade für derartige Ver- 
fassungsänderungen ein Bundesratsbeschluss genügen soJl, 
wird von den Gegnern zwar behauptet, aber ui kemer 
Weise zu belegen gesucht. Für uns liegt, ein derartiges 
Resultat jedeulaiis nicht ,.auf der Hand."' Auch darauf 
kommt es nicht an, ob das Reich an der Veränderung 
ein Interesse hat oder nicht; die Rechtsfrage ist lediglich 
die, ob eine Verschiebung der Innengrenzen eine Ver- 
ä9derung der Verfassung involviert Muss diese Frage, 



') Bansi, in Aniialen 1898, S. 685. Opitz, Säch.s. btaatsr. 
B*l. 1, fc;. TU. Zorn, Staaten.. Bd. I, S. 102. 

-) Zorn, Staatsr., Bd. 1, S. 102. 



Digitized by Google 



— 40 — 



wie jiezeigf . bejaht werden, ao ist der Gebetz<j;ebung8api)arat 
in Bewegung zu setzen, damit derartige jiartielle Gebiets- 
abtretungen der Bundesstaaten uutereinaiider dem Reiche 
gegenüber GiUtigkeit erlangen soHen. Dass kein Stück 
des Bundesgebietes ohne Zustiininong des Reiches dessen 
Hoheitsrechten dadurch entzogen werden kann, dass es 
an einen mit Sonderrechten ausgestatteten Staat abgetreten 
wird, ist selbstverständlich auch gegiierischerseits zuge- 
bt auden. 



cd by Google 



Zweiter Abschnitt 

Grenzfeststellungen. 



Er«t€r Unterabschnitt. 

Greozfeststellungen gegenüber dem Ausland. 

1. Kapitel. 
§12. 

Konstitutive Cbfenzfeststellungsyepträge gegenüber 

dem Ausland. 

GrenzfeststelluugBveiträge werden entweder geschlossen, 
um zwar feststehende, aber unzweckmässige, z.B. das Ab- 
rundungsprinzip verletzende Grenzen zu verändern, oder 

eiiie verdunkelte, streitige Grenze wieder klarzustellen. 
Bei der ersteren Art, den so<renaniiten konstitutiven Grenz- 
regulierun<?sverträgen. liaiidelt e.s sich nicht um wirkliche 
Feststellungen, sondern nur um eine unter Berücksichtigung 
von Zweckmässigkeitsgründen vorzunehmende Korrektur 
der bisherigen Grenzm, wobei der Gebietsaustausch die 
gewöhnliche Form ist. Die Absicht der Kontrahenten geht 
dahin, durch Gebietserwerbungen die räumlidie Ausdehnung 
des Staates zu verändern; es soll nicht etwas Streitiges 
klarj^estellt, sondern etw as Feststehendes verändert werden. 
Wir haben es in diesen Fällen mit Gehietsveränderungeu 
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zu thun. und es preifpu daher die im ganzen vorigen Ab- 
schnitt behandelten Ketrehi über die Bedingungen und 
Formen, welche für Gren/.veränderungen massgebend sind, 
Platz. Insoweit also bei Grenzregulierungsverträgen die 
Aussengrenzen des Reiches durch Abtretung unstreitigen 
Reichsgebietes oder Hinzuerwerb von unstreitigem fremden 
Gebiet verschoben werden, ist eine Mitwirkung der gesetz- 
gebenden Organe des Reiches grundsätzlich erforderlich. 
Demgemüss sind denn auch die in Artikel 1 und 2 der 
Konvention des Deutschen Reiches mit Frankreich vom 
28.^31. August 1872 enthaltenen Grenzrei^nHenniiien, betr. 
den Austausch von Immobilien Deutschlands ^^egen fran- 
sfiosische Landparzellen dem Reichstage unterm 9. Juni 1873 
„zur verfassungsmässigen Beschlussnahme*^ vorgelegt^) 
Ein weiteres Beispiel bietet der Gebietsaustausch zwischen 
Baden und der Schweiz vom 28. April 1878, das wir be- 
reits unter § 6 bei Besprechung der Veränderungen der 
Aussengrenzeu durch Gebietsabtretungen behandelt haben. 



2. Kapitel. 
§13. 

Deiüaratorische Grenzfeststeilungsverträge gegenüber 

dem Ausland« 

Grenzreguli erungsverträge im eigentüchen Sinne sind 
die dekhiratorischen Gren/.ff si -Stellungen, bei denen keine 
Grenzverschiebung durch üe bietsaus tausch, sondern nur 
die Berichtigung und Wiederherstellung einer verdunkelten 
und daher streitigen Grenze stattfinden solL Es handelt 
sich hier lediglich um eine Feststellung; nicht um eine 

*) E. Meier, Über den Abschluss von Staatsverträgen, S. 314 



Digitized by Google 



— 43 — 



glei(.'lizeiti£!:e Geliietsveränderung. Zachariae') betonle 
daher mit Kecht, dass nur bei dieser Art von Grenz- 
vertxägen von Grenzregulierungen die Kede sein könne. 

In welcher Weise haben nun derartige Grenzf eststellungen 
der Reichsgrenzen dem Auslände gegenüber m erfolgen? 

Da in deklaratorischen GrenzregiiHeruugsverliagen nicht 
üJ)er eine (lebietsverändening verhandelt, also bei der- 
artigen \'prträgpn mit dem Ausland keine Verändeiung 
des Artikel 1 der Verfassung nötig gemacht wird, kommt 
eine Mitwirkung von Bundesrat und Reichstag nicht in Be- 
tracht. DieGrenzfeststellung erscheint als reine Verwaltangs- 
angelegenheit, deren Besorgung für unmittelbares Reichsland 
dem Kaiser als dem völkerrechtlichen Vertreter des Deutschen 
Reiches, für Einzelstaatsgebiet dem entsprechenden obersten 
Staatsorgan des betreffenden Einzelstaates zusteht. Gegen 
das Hecht des Einzelstaates, Gienzfeststellungsvertniu^e mit 
dem Auslande ohne Mitwirkung der Keichsgewalt vorzu- 
nehmen, könnte man nun etwa einwenden, dass bei der 
Gebietshoheit des Reiches dieses auch bei Grenzf eststeUungs- 
verträgen als Kontrahent aufzutreten habe. Doch besteht 
diese Gebietshoheit des Reiches, wie seine Souveränität^ 
nicht in der imduldsamen Weise, dass dem Einzelstaate 
jede völkerrechtliche Bedeutung genonmieii ist; vielniohr 
ist das Reich infolge des eigenartigen Wesens der Kom- 
petenz-Kompetenz in die Lage gesetzt, auf einigen ln>l>ieten 
des staatlichen Lebens seine «Souveränität völlig und im 
Einzelnen zur Entwicklung zu bringen und gewissermassen 
damit seine staatliche Natur zu zeigen, während es die- 
selbe auf anderen Gebieten nicht zur Geltung kommen 
zu lassen braucht In diesen, vom Reiche nicht in seinen 
Thätigkeitskreis gezogenen Angelegenheiten , bleibt der 
Einzelstaat ..Herr." Diese Heiiseliaft ist zwar keine 
Souveränität, da sie der Abänderung durch eine Ober- 



Zacbariae, Deutsch. Staats^ u. ßuudesrecht, U. Teil, S.607. 
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herrschaft unterliegt: sie ist aber auch keine delegierte 
Ausübuiigsbefugnis von Hoiieitsrechteii des Heichrs. sondern 
eine Herrschaft zu eigenem Recht, welche nur deswegen 
nicht Souveränität genannt werden darf, weil sie ver- 
fassungsmässig einschrankbax ist, während die Souveränität 
begrifflich tmantasthax ist 

Zu den Gebieten, auf denen der Einzelstaat eine 
„selbstandii^" Thätigkeit entfalten kann, gehört auch die 
Gebietshoheit, jedoch scdva renwi stihstantia. Bei Gebiets- 
verä Ilderungen tritt der Einzelstaat stets aus der ihm 
belassenen Hoheitssphäre heraus; bei Gebietsfeststelhmgen 
bewegt er sich dagegen innerhalb seiner Kompetenz, da 
das Reich die Regelung dieser Angelegenheiten kraft seiner 
Kompetenz-Kompetenz noch nicht an sich gezogen hat 
Grenzfeststellungen der Einzelstaaten gegenüber dem Aus- 
land erfolgen daher lediglich durch die einzebtaatliche 
Regierung, welcher innerhalb ihrer Kompetenzen ein selb- 
ständiges Vertragsschliessungsrecht verblieben ist. 



Zweiter Unterabschnitt. 

ßrenzfeststeUungen der deutsclien £iazelstaaten imtereinander. 

1. Kapitel. 
§14. 

Konstitutive Grenzfeststellungsverträge der Einzel- 
staaten untereinander. 

Bei der Frage, inwieweit und in welcher Weise lieichs- 
mid Einzelstaatsorgane bei Gxenzfeststellungen der Bundes- 
staaten untereinander mitzuwirken haben, ist wieder davon 
auszugehen, dass konstitutive Grenzfeststellungen keine 

eij^entlichen Feststellungen sind; sie gehören, weil durch 
sie Gebietsveiünderuugeii vorgenommen werden, zu deu 
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Grenzveränderungsverträgen. Dabei ist es gleichgültig, ob 
die Verschiebung der Grenze wesentlich ist oder nicht, 
ebenso, ob dabei das Bestreben, neues Gebiet zu erwerben 
oder eine Arrondierung des bisherigen Gebietes herbei- 
zuführen, vorwiegt Da nun, wie unter § 1 1 gezeigt, bei 
Grenzverändenmgen der Bundesstaaten uniereinander eine 
Mitwirkung der gesetzgebenden Organe des Reiches in der 
Form eines Verfassungsänderungsgesetzes notwendig ist, 
niuss man eine solche auch bei konstitutiven Grenz- 
regulierungsverträgen annehmen. Mit diesem theoretischen 
Resultat stinunt die bisher von den Einzelsta-dten beobachtete 
Praxis, welche m derartigen Fällen eine Mitwirkung des 
Reiches für überflüssig hält, nicht übereiu. Auch die 
preussische Praxis hat sich auf diesen unrichtigen Stand- 
punkt gestellt: in dem Staatsvertrage mit Sachsen-Altenburg 
vom O.Juli 1868 über die Dörfer Königshofen, Willschütz 
und Gräfendorf, im Vertrage mit Oldenburg über das Jade- 
gebiet vom 20. Januar 1873, im Vertrage mit Hambur/i 
vom 11. Mai 1875 und im Vertrage mit Braunschweig 
vom 18. September 1889, Bei diesen Grenzregulierungs- 
verträgen \^airden immer unstreitige Gebietsteile abgetreten, 
also regelrechte Grenz Veränderungen vorgenommen. 



2. Kapitel. 
§15. 

Deklaratopisehe Orenzfeststellungsverträ^re der Einzel- 

Staaten untereinander. 

Wie deklaratorische Grenzregulierungsverträge gegen 
das Ausland, so sind dieselben auch hinsichtlich der 
Innengrenzen als reine Verwaltungsangelegenheit zu be- 
handeln. Durch sie werden weder Bundesrat und Reichstag 
noch die einzelstaatlicheu Kammern rechtlich interessiert. 
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Die Auffassung, dass bei Grenzfeststelhmgen im eigentlicheu 
Sinne im Gegensatz zu den konstitutiven die Gesetzgebunfr 
nicht in Anspruch genommen zu werden braucht, ist klar 
in der Denkschrift zu dem Rezess zwischen i^roussen und 
Hamburg vom 7. Januar 1874 zu Tage getreten. Es heisst 
darin: „Wenngleich die in den § 4 bis 7 enthaltenen Ab- 
machungen, auch soweit sie zugleich als Grundlage für 
die künftige Hoheitsgrenze dienen sollen, als Veränderung 
der Ghrenzen des Staatsgebiets im Sinne des Art 2 der 
preussischen Verfassungsurkunde nicht anzusehen sind, 
da es sich hier nicht um Veränderung der Holieits- 
iiienze, sondern lediglich um die Feststellung streitiger 
Territorialgrenzen handelt, so bedürfen doch die 
stipu Herten Gebietsaustausche der Zustimmung 
der Kammern/^ ^ Ebenso glaubte die preussische Regierung 
den Rezess zwischen Preussen und Anhalt gemäss Art. 2 
den Kammern nur vorlegen zu müssen, „insofern derselbe 
eine, wenn auch unbedeutende Gtenzverftnderung in sich 
schiiesse.-) 

An dieser Stelle sei noch erwähnt, dass bei eigent- 
lichen ürenzfeststellungen der BundcsstMaten uuiereuuindcr 
auch die Mtwirkung eines Reichsorganes in Frage konnneu 
kann. Art. 76, Abs. 1 der Reichsverfassung bestimmt näm- 
lich: „Streitigkeiten zwischen verschiedenen Bundesstaaten, 
sofern dieselben nicht privatrechtlicher Natur und daher 
von den kompetenten Gerichtsbehörden zu- entscheiden 
sind, werden auf Anrufen des einen Teils von dem Bundes- 
rate erledigt. ■ Handelt es sich also um streitige Grenzen 
zweier Bundesstaaten und jzelan^i:cn die Staaten unter sich 
nicht zu einem Einverständnis, so tritt auf Anrufen einer 
Partei der Bundesrat in Thätigkeit Dieser wird dann, 
falls seine Einigungsversuche auf gütUchem Wege fehl- 
schlagen, von seiner ihm durch Art 76, Abs. 1 übertragenen 

Verlumdl. .1. Ii. der Abgeoid. 1873/74. Anlagen Bd. IV, S. 1983. 
«} Verband!, d. H. der Abgeord. 1873/74, Anlagen Bd. III, S. 2014. 
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Jurisdiktioii Gebrauch machen und den öffentlich -recht- 
Ucheii Streit entweder selbst schhchten oder dieEntscheidiin«: 
desselben einer AusträgaliDstanz überweisen, deren Urteil 
er bestätigt und publiziert. 



§16. 

Schiuss. 

Kurze Zusammenfassung' der Erg-ebnisse der Arbeit. 

Überschauen wir zum Schlüsse noch einmal die Re- 
sultate, weiche aus dieser Arbeit hervorgegangen sind, so 
ge\\iTinen wir als Hauptergebnis den Satz, dass das Reich 
an allen Modifikationen seiner Aussen- und Innengrenzen 
rechtlich interessiert ist Es muss in solchen Fällen durch 
seine gesetzgebenden Organe thätig werden und zwar in 
der Form eines die Verfassung ändernden Gesetzes. Nur 
für Gebietsveränderungen, welche in einem FriedeiiHsehlusse 
vorgenommen werden, fanden wir eine Au^^nahuie be- 
gründet. Als Gebietsveränderungen sind auch die kon- 
stituti\ cn Grenzregulierungsverträge anzusehen, während 
die deklaratorischen als reine Verwaltungsangelegenheit 
behandelt werden müssen. 

Das Recht des Reiches, über Reidisgebiet zu verfugen, 
ist aber, wie wir gesehen, kein unbeschranktes. Nur so- 
weit es sich um den Erwerb oder \'erlust von uinnittel- 
baiem Reichsland handelt, hat die Reichsgewalt frei<^ 
Hand. Für Einzelstaatsgel >iet haben wir dagegen als 
weiteres Prinzip konstatieren müssen, dass zu einer Ver- 
fügung über dasselbe die Zustimmung des betreffenden 
Einzelstaates in (jemässheit der von seiner Verfassung 
geforderten Formen notwendig ist, dass also das Reich 
ihm „den Boden" nicht einseitig „unter den Füssen mt* 
ziehen" kann. 
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